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Weltweite Christen-Forderung:
Neue Weltwirtschaftsarchitek-
tur dringlich

Vier Weltorganisationen, die zusammen
etwa 500 Millionen Menschen christli-
chen Glaubens repräsentieren, haben in
einem nachdrücklich formulierten Brief
an die Finanzminister und die Regie-
rungschefs der G20-Staaten dazu aufge-
fordert, sich von der bisherigen dysfunk-
tionalen Finanzarchitektur zu verab-
schieden und die Weichen für einen tat-
sächlich gerechten und nachhaltigen
Neuanfang zu stellen.

Der Oekumenische Rat der Kirchen,
die Weltgemeinschaft reformierter Kir-
chen, der Lutherische Weltbund und
der Rat für Weltmission zeigen sich in
den Schreiben „tief besorgt“ darüber,
wie COVID-19 und die damit einherge-
hende Wirtschaftskrise nach wie vor
Leben und Existenzen von Menschen
überall auf der Welt zerstören.  „Bis
zum heutigen Tage hat dies zu mehr als
einer halben Million Toten, massiver
Arbeitslosigkeit, hoher Verschuldung,
Armut und Ungleichheit in zahlreichen
Teilen der Welt geführt.“ Derweil ver-

breitet sich COVID-19 ungebremst
weiter.

„Dieser Zeitpunkt bietet uns die ein-
malige Gelegenheit, die derzeitige Ord-
nung gemeinsam auf den Prüfstand zu
stellen und ein anderes, besseres System
aufzubauen, das die Gesundheit, das
Wohlergehen und die Widerstandskraft
unserer Gemeinschaften und unseres
Planeten für die nächsten Generationen
bewahrt“, schreiben die Organisationen
und verlangen, dass alle Maßnahmen für
die wirtschaftliche Erholung nach
COVID-19 mit den dringenden Aktio-
nen gegen die Klimakrise abgestimmt
werden müssen.

Schon am 15. Mai 2020 hatten die
vier Organisationen eine Botschaft ver-
öffentlicht, in der es heißt: „In einer
Welt, die bereits von ungeheurem
menschlichem Leid heimgesucht wird,
hat die aktuelle COVID-19-Pandemie
unser Leben in jeder Hinsicht unterbro-
chen.” Verlangt werden ein Schuldener-
lass und die Umsetzung der Vorschläge
zur „Zachaeus-Steuer“, einschließlich
der Einführung progressiver Vermö-
genssteuern auf nationaler und globaler
Ebene, um eine wirksame Antwort auf
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Die gegenwärtige Weltwirtschaftsarchitektur mit ihren zahlreichen negativen
Auswirkungen erweist sich als unhaltbar. Hier ein Eindruck von der ökumeni-
schen Pilgerreise nach Südostasien mit einer Hütte in einem Slum in Bangla
Desh, Cox’s Bazar.
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die Pandemie zu finanzieren. Der Vor-
schlag für eine Zachaeus-Steuer steht im
Mittelpunkt einer ökumenischen Kam-
pagne, die sich für Steuergerechtigkeit
einsetzt und die am 11. Juli 2019 bei
den Vereinten Nationen in New York
gestartet wurde.

Die Menschen wollten nicht einfach
zurück zur „alten Normalität“, stellt der
Brief vom 13. Juli 2020 fest. „Damit
diese Änderungen praktikabel und nach-
haltig sind, müssen Diskussionen auch
unter der Federführung der Vereinten
Nationen und mit einer umfassenden
Beteiligung der einzelnen Länder und
der Zivilgesellschaft stattfinden“, for-
dern die Unterzeichneten. Dazu gehö-
ren kurzfristige umfangreiche Testun-
gen, Bereitstellung persönlicher Schutz-
ausrüstungen, Krankenversicherungen,
ein zugänglicher und bezahlbarer Impf-
stoff, Beihilfen zur Existenzsicherung,
Arbeitslosenunterstützung und Unter-
stützung für kleine Unternehmen und
Selbständige.

Schuldenerlass

„Ländern mit niedrigen und mittleren
Durchschnittseinkommen sind die Aus-
landsschulden (die auch schon vor der
Pandemie diese Länder fast erdrückt
haben) zu erlassen, damit diese Regie-
rungen die Möglichkeiten haben, effek-
tiv auf die COVID-19-Pandemie zu rea-
gieren und die Resilienz und die Exis-
tenzgrundlagen der Menschen und ihrer
Gemeinschaften aufzubauen“, verlangt
der Brief. Eine globale Steuerreform soll
die wirtschaftliche Erholung finanzieren.

Die COVID-19-Pandemie und die
politischen Maßnahmen, mit denen die
Regierungen auf sie reagierten, haben
gravierende Folgen für die globale
Nachhaltigkeitsagenda. Darauf verweist
das Global Policy Forum. Die Gefahr
bestehe, dass die Pandemie die Verwirk-
lichung der international vereinbarten
Ziele für nachhaltige Entwicklung
(SDGs) in ihrer Gesamtheit gefährdet.
Das Briefing des Global Policy Forums
skizziert für jedes der 17 SDGs anhand
einiger punktueller Beispiele, welches
Ausmaß die globale Coronakrise in ver-
schiedenen Sektoren haben kann. Es
macht deutlich, dass die Agenda 2030
und ihre Nachhaltigkeitsziele scheitern
werden, wenn sie in den politischen
Antworten auf die Coronakrise nicht
systematisch berücksichtigt werden.
(Download unter www.globalpolicy.
org). 

UN-Entwicklungsagentur für Grund-
einkommen während der Pandemie

Die Entwicklungsagentur UNDP der
Vereinten Nationen wirbt mittlerweile
angesichts der Corona-Krise für ein zeit-

schen Rates der Kirchen und tritt in der
Regel alle acht Jahre zusammen. Sie ist
die einzige Gelegenheit, bei der die
Gemeinschaft der Mitgliedskirchen an
einem Ort zusammenkommt, um
gemeinsam zu beten, zu beraten und zu
feiern.

Eine Vollversammlung bringt mehr als
4.000 Teilnehmende aus allen Ecken der
Welt an einem Ort zusammen. Sie ist
eine einzigartige Möglichkeit für die
Kirchen, ihr Engagement für die sicht-
bare Einheit und das gemeinsame Zeug-
nis auszudrücken. Eine OeRK-Vollver-
sammlung ist die umfassendste Zusam-
menkunft von Christinnen und Christen
weltweit.

Finanzen

Der Exekutivausschuss hat auch den
überarbeiteten Haushalt 2020 gebilligt,
in dem keine Defizite in der Programm-
arbeit prognostiziert werden. Weiterhin
wurde sichergestellt, dass die Investitio-
nen in ein neues IT-System tatsächlich
erfolgen und mit dem Projekt noch in
diesem Jahr begonnen werden kann.

Kolumbien: 
Menschenrechtsverletzungen
unter dem Deckmantel von
COVID-19 

Im Rahmen der einschneidenden Maß-
nahmen zur Verhinderung der Ausbrei-
tung von COVID-19 kommt es in
Kolumbien nach wie vor zu vielfältigen
Gewalttätigkeiten sowie zu Verletzun-
gen der Rechte der sozialen Führer, der
indigenen, afrokolumbianischen und
bäuerlichen Bevölkerung. Pfarrer Dou-
glas Leonard, Vertreter des Oekumeni-
schen Rates der Kirchen bei den Verein-
ten Nationen, drückte auf einer virtuel-
len Konferenz am 9. Juli seine Besorgnis

lich begrenztes Grundeinkommen für
knapp drei Milliarden Menschen welt-
weit. Mit dem Grundeinkommen könn-
ten Personen, die unterhalb der Armuts-
grenze leben, während der Pandemie
zuhause bleiben; dies könne die Aus-
breitung des Coronavirus bremsen, teil-
te UNDP mit. 

Der UNDP-Bericht „Temporary
Basic Income: Protecting Poor and Vul-
nerable People in Developing Coun-
tries“ schätzt, dass die Bereitstellung
eines zeitlich begrenzten, garantierten
Grundeinkommens für die 2,7 Milliar-
den Menschen, die in 132 Entwick-
lungsländern unter oder knapp über der
Armutsgrenze leben, Kosten in Höhe
von 199 Milliarden Dollar pro Monat
verursachen würde.

Eine Möglichkeit für Länder, für ein
befristetes Grundeinkommen finanziell
aufzukommen, wäre die Umnutzung
der Mittel, die sie in diesem Jahr für den
Schuldendienst verwenden müssten.
Entwicklungs- und Schwellenländer
werden in diesem Jahr 3,1 Billionen
Dollar zur Schuldentilgung ausgeben.

Mehrere Länder haben bereits Schritte
zur Einführung eines befristeten Grund-
einkommens unternommen. 

Die togolesische Regierung hat über
ihr Geldtransferprogramm monatlich
über 19,5 Millionen Dollar an Finanz-
hilfe an über 12 Prozent der Bevölke-
rung verteilt, hauptsächlich an Frauen,
die im informellen Sektor arbeiten. Spa-
nien genehmigte kürzlich ein monatli-
ches Budget von 250 Millionen Euro,
um die Einkommen von 850.000
gefährdeten Familien und 2,3 Millionen
Einzelpersonen bis zu einer Mindest-
schwelle aufzustocken.

Weltkirchenrat: 
Vollversammlung jetzt 2022 
Die ursprünglich für September 2021 in
Karlsruhe geplante 11. OeRK-Vollver-
sammlung wird durch Beschluss des
Exekutivausschusses des OeRK auf
2022 verschoben. 

Die Moderatorin des Weltkirchenra-
tes, Agnes Abuom, sagte: „Wir hoffen,
dass wir bis 2022 mehr Sicherheit haben
und mehr über die Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie wissen werden,
und wir sind zuversichtlich, dass das
Verschieben der Vollversammlung eine
uneingeschränktere Teilhabe aller
ermöglichen wird, die zusammen unter-
wegs sein, arbeiten und beten wollen.”
Der Veranstaltungsort in Karlsruhe
bleibt unverändert. Die Einladung der
Stadt Karlsruhe an den OeRK habe
selbstverständlich auch für das Jahr
2022 Bestand, versicherte der Oberbür-
germeister der Stadt, Frank Mentrup.

Die Vollversammlung ist das höchste
Entscheidungsgremium des Oekumenis
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darüber aus, dass die Morde während
der COVID-19-Pandemie zugenom-
men haben, mit einer alarmierenden
Zunahme der Tötungen von sozialen
Führern und Ex-Kombattanten um
37%.

„Die COVID-19-Pandemie darf nicht
als Rechtfertigung für die Reduzierung
des Schutzes benutzt werden“, sagte er.
„Wir sind besorgt über die anhaltende
Marginalisierung afrokolumbianischer,
indigener und armer ländlicher Gemein-
schaften.“

In Kolumbien gab es immer wieder
Morde, Morddrohungen, Vertreibun-
gen, Zwangsvernichtung illegaler Ern-
ten und Landenteignungen. Illegale
wirtschaftliche Aktivitäten schaffen Brut-
stätten für bewaffnete und kriminelle
Gruppen. Die Untätigkeit des Staates
bei der Bekämpfung der zugrundelie-
genden Ungerechtigkeiten hat zu einer
verstärkten Militarisierung des Lebens in
ländlichen Gebieten geführt, wobei die
Übergriffe von Polizei und Militär das
Leben von Menschen und Gemeinschaf-
ten zerstören.

Die Konferenz unterstrich die Not-
wendigkeit der Schaffung eines Dialogs
zwischen den verschiedenen Interessen-
gruppen, wobei der Schwerpunkt auf
der lokalen Menschenrechts- und Frie-
denssituation in den ländlichen Gebie-
ten, den Herausforderungen, denen sich
die regionalen Verwaltungen und die
Zivilgesellschaft gegenübersehen, und
den Möglichkeiten der Versöhnung lag.

Der OeRK setzt sich seit vielen Jahren
für die Unterstützung des kolumbiani-
schen Friedensprozesses ein. Im Jahr
2019 hat er die mangelnde vollständige
Umsetzung der Friedensabkommen mit
den FARC, der ehemals größten Gueril-
lagruppe Kolumbiens, weiter beobachtet
und dem UN-System darüber Bericht
erstattet.

Brasilien: 
Kirchenkritik am Präsidenten
In Brasilien wenden sich hochrangige
Vertreter der katholischen Kirche in der
Corona-Pandemie offen gegen Präsident
Bolsonaro. Mehr als 150 Bischöfe, Erz-
bischöfe und emeritierte Kirchenamts-
träger werfen Bolsonaro und seiner
Regierung in einem offenen Brief Unfä-
higkeit angesichts der aktuellen Krisenla-
ge vor. Brasilien erlebe wegen der Pan-
demie, der schweren Wirtschaftskrise
und der damit einhergehenden sozialen
Folgen einen der schwierigsten Momen-
te in der Geschichte des Landes. Bolso-
naro gehe es allein um Machterhalt und
er agiere wissenschaftsfeindlich. Seine
Regierung lasse die tausenden Corona-
Toten als etwas Normales erscheinen. 

Darüber ignoriere Bolsonaro, dass

Raubbau an der Natur betrieben und
die Ärmsten noch stärker ausgebeutet
würden. Seit Beginn der Pandemie sind
in Brasilien nachweislich schon mehr als
90.000 Menschen an oder mit dem
Virus gestorben. Bolsonaro bezeichnet
das Coronavirus immer wieder wörtlich
als „kleine Grippe“ und die Maßnahmen
zur Bekämpfung als „Hysterie“.

Myanmar: 
Wahlen am 8. November als
Demokratietest

Am 8. November wird in Myanmar ein
neues Parlament mit seinen beiden
Kammern gewählt, teilte die Wahlkom-
mission des Landes mit. Die Wahl wird
von vielen als ein Test für den vollstän-
digen demokratischen Übergang des
Landes nach Jahrzehnten der Militär-
herrschaft angesehen.

Das Land wird seit Jahrzehnten vom
Militär regiert. Es wird ein Sieg für
Aung San Suu Kyi und ihre Nationalen
Liga für Demokratie erwartet, nicht aber
einen erdrutschartigen Sieg wie 2015,
als nach über 50 Jahren Militärdiktatur
erstmals Wahlen stattfanden. Aung San
Suu Kyi hat die Zustimmung der ethni-
schen Minderheiten verloren und wird
von der internationalen Gemeinschaft
wegen der Gewalt der Armee gegen die
Rohingya kritisiert.

Die Abstimmung wird in allen Regio-
nen des Landes stattfinden, einschliess-
lich der Konfliktzonen. 330 Sitze im
Unterhaus und 168 Sitze im Oberhaus
des nationalen Parlaments sind neu zu
besetzen. 25% sind dem Militär vorbe-
halten, das nach wie vor die dominieren-
de Macht ist. Aung San Suu Kyi geniesst
weiterhin starke Unterstützung in der
Bevölkerung bamarischer Herkunft, die
die Mehrheit des Landes bildet, wird
aber von ethnischen Minderheiten
scharf kritisiert, die ihr vorwerfen, wenig
getan zu haben, um die militärische
Gewalt zu stoppen.

Die Staatsrätin und Friedensnobel-
preisträgerin wird auch von der interna-
tionalen Gemeinschaft für ihr Manage-
ment der Krise in Rakhine, dem Schau-
platz von Zusammenstößen zwischen
der Armee und lokalen bewaffneten
Milizen, kritisiert. Die Operationen der
Streitkräfte, die von den Vereinten
Nationen als ein Akt des Völkermords
betrachtet werden, haben fast eine Mil-
lion Rohingya-Muslime zur Flucht nach
Bangladesch veranlasst.

Die religiösen Führer Myanmars wol-
len, dass Wahlen eine "Gelegenheit" für
Frieden und Koexistenz sind.

Religions for Peace veröffentlichte
einen Appell, der an verschiedene sozia-
le, politische und religiöse Gruppen
Myanmars vor den geplanten Wahlen

des Landes gerichtet ist. Christliche
Führungspersonen des Landes sowie
seine buddhistischen, muslimischen und
hinduistischen religiösen Führer haben
das Dokument unterzeichnet.

In dem Appell heißt es: „Unter den
neuen Bedingungen und neuen Heraus-
forderungen in unserer Welt bietet sich
uns jetzt eine goldene Gelegenheit. Wir
fordern alle eindringlich auf: Nutzen Sie
diesen Augenblick. Myanmar ist in einer
dreifachen globalen Krise gefangen. Ein
winziger Krankheitserreger hat die
Menschheit zum Stillstand gebracht.
Die Natur ist zum Stillstand gekommen.
Das Coronavirus gibt uns die Chance,
neue Wege zu gehen. Zweitens:
Umweltbedrohungen bringen alle in
Gefahr. Myanmar ist eines der fünf Län-
der, die in diesem Jahrhundert am
stärksten vom Klimawandel betroffen
sind. Drittens zeigt ein globaler Flä-
chenbrand, wie sehr die Beziehungen
zwischen den Rassen eine Rolle spielen.
Trotz der Schönheit der Vielfalt klam-
mert sich das Volk Myanmars an die
Torheit, eine Rangfolge der ethnischen
Unterschiede anzunehmen. … Um eine
Nation aufzubauen, brauchen wir uns
nicht vor Unterschieden zu fürchten,
sondern müssen vielmehr lernen, zu ver-
handeln, Kompromisse zu schließen,
einen Dialog zu führen und uns darüber
zu freuen, wer wir sind.“

„Die Friedensabkommen, die wir
unterzeichnen, sind fadenscheinig. Sie
mögen die Kämpfe unterbrechen, aber
die Wälder werden immer noch geplün-
dert. Kostbare Reichtümer werden
immer noch von unserem Boden
genommen und künftigen Generationen
gestohlen. Verhandeln Sie gründlicher!
Wir schützen die Rechte unserer Armen
nicht, wenn wir dasselbe tun wie die
Aggressoren. Wer mit Dieben handelt,
handelt mit dem Tod.  Unsere Kulturen
sind Schätze, die über Jahrhunderte hin-
weg entstanden sind. Die Wälder Myan-
mars sind die Lungen Asiens. Unsere
indigenen Völker wissen sie zu erhalten.
Die Reisfelder Myanmars sind die Reis-
schüssel Asiens. Unsere Bauern verdie-
nen eine gerechte Belohnung. Die
Jugend Myanmars ist die Friedensstifte-
rin der ASEAN von morgen. Bereiten
Sie sie gut vor.“

„Die buddhistische, christliche und
muslimische Bevölkerung Myanmars
kann zusammen mit ethnischen und
kommunalen Führern die Botschaft
leben, nach der sich die Welt sehnt“.

Hagia Sophia: 
Protest gegen Umwandlung in
Moschee

Die Entscheidung der Staatsführung der
Türkei, den Status der Hagia Sophia als
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Museum aufzuheben und sie der musli-
mischen Gemeinschaft zum öffentlichen
Gottesdienst zu übergeben wurde vom
Oekumenischen Patriarchen von Kon-
stantinopel, kritisiert. Bartholomäus I.
stellte fest, dass die Hagia Sophia als
Museum ein „symbolischer Ort der
Begegnung, des Dialogs, der Solidarität
und des gegenseitigen Verständnisses
zwischen Christentum und Islam“ war.

In einer Predigt am 30. Juni führte
der Oekumenische Patriarch aus, dass
die Hagia Sophia ein UNESCO-Welt-
kulturerbe ist und „nicht nur denen
gehört, die sie derzeit besitzen, sondern
der ganzen Menschheit“. Bartholomäus
erklärte, die mögliche Umwandlung des
monumentalen Komplexes der Hagia
Sophia in Istanbul in eine Moschee,
bringe die ganze Welt gegen den Islam
auf. Es sei „absurd und schädlich“, dass
die Hagia Sophia von einem Ort, an
dem die Völker sich begegnen und
gemeinsam ihre Größe bewundern kön-
nen, wieder Ort der Konfrontation wer-
den könnte.“

Der Oekumenische Rat der Kirchen
hofft in Unterstützung des ökumeni-
schen Patriarchen in einem Schreiben an
Recep Tayyip Erdogan, dass die Hagia
Sophia nicht erneut in den Mittelpunkt
von Konfrontationen und Auseinander-
setzungen gerückt wird. Sie sollte statt-
dessen ihre Rolle als Symbol der Ein-
heitsstiftung, die sie seit 1934 innehat,
beibehalten. 

Russische Orthodoxie äußert ‚Schmerz
und Trauer um die Heilige Sophia‘

Der Heilige Synod, die Bischofskonfe-
renz russisch-orthodoxen Kirche, bittet
die internationale Gemeinschaft, sich für
die Beibehaltung des Sonderstatus der
Hagia Sophia einzusetzen, die „für Mil-
lionen von Christen in aller Welt eine
Kirche bleibt“. Die Entscheidung, das
Gebäude wieder als Moschee zu nutzen,
habe die religiösen Gefühle von Millio-
nen von Christen auf der ganzen Welt
verletzt. In einer Zeit, in der Christen
und Christinnen an vielen Orten ver-
folgt würden, „fügt sie besonderen
Schmerz zu. Die Hagia Sophia wurde
zu Ehren Christi, des Erlösers, erbaut
und ist im Bewusstsein von Millionen
von Christen eine Kirche geblieben.
Und für die orthodoxe Kirche ist diese
Kathedrale von besonderer historischer
und spiritueller Bedeutung“.

Muslime in Solidarität mit Oekumene

Das Schreiben des OeRK an Erdogan
löste bei einigen muslimischen Ober-
häuptern solidarische Reaktionen aus.
Richter Mohamed Abdel Salam, der
Generalsekretär des Höheren Ausschus-
ses der menschlichen Brüderlichkeit

In der Publikation wird betont, dass
Dag Hammarskjöld, der zweite UN-
Generalsekretär, im Jahr 1954 die Kir-
chen als „Hüter und Vertreter leiden-
schaftlichster Glaubensvorstellungen
und der edelsten Träume der Mensch-
heit“ bezeichnete. Mit „Kampf dem
Rassismus: Ein ökumenisches Erbe“ ist
ein Abschnitt herausragenden Christin-
nen und Christen, wie Martin Luther
King Jr., Albert Luthuli und Eduardo
Mondlane gewidmet, die einen tiefgrei-
fenden Einfluss auf die Rassismusdebat-
te hatten. 

Die Verabschiedung der Alma-Ata
Erklärung stellte 1978 einen Wende-
punkt für die Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) dar, denn sie hob die Ver-
pflichtung zu einer medizinischen
Grundversorgung als zentralen Punkt
bei der Erreichung des Ziels von
Gesundheit für alle hervor und festigte
die bereits enge Beziehung mit dem
OeRK weiter. Bei einem Treffen der
Generalsekretäre beider Organisationen
im Jahr 2007 bekräftigten die UN und
der OeRK erneut ihre Verpflichtung zur
Zusammenarbeit.

2013 stimmte eine überwältigende
Mehrheit von 155 Ländern auf der
Generalversammlung der Vereinten
Nationen für ein Waffenhandelskon-
trollabkommen (ATT). „Angeführt vom
OeRK befürwortete die ökumenische
Kampagne für ein starkes und wirkungs-
volles Abkommen über die Kontrolle
des Waffenhandels daraufhin eine rasche
Ratifizierung. Der Vertrag ist seit
Dezember 2014 in Kraft“.

Über die Jahrzehnte erstreckt sich die
OeRK-UNO-Partnerschaft vom Oeku-
menischen Büro bei den Vereinten
Nationen in New York über die Partner-
schaft von OeRK und UNICEF zur
Förderung der Rechte von Kindern bis
hin zur Arbeit in der AIDS-Hilfe. Eben-
so wurde durch die Arbeit und Gebete
für den Frieden auf der koreanischen
Halbinsel oder die Friedensbemühun-
gen im Heiligen Land die Öffentlichkeit
sensibilisiert. Die Themen Geschlechter-
gerechtigkeit, Klimanotstand und ato-
mare Abrüstung führten zu neuen stra-
tegischen Arbeitsgemeinschaften zwi-
schen OeRK und UN.

Auch die Solidarität mit indigenen
Völker rückte in den Vordergrund.
„Der OeRK war entscheidend daran
beteiligt, die Anwesenheit indigener
Völker im System der Vereitnen Natio-
nen zu fördern und die UN-Erklärung
über die Rechte indigener Völker zu
befürworten“, hebt der Text. hervor.

Nigeria: 
Weltkirchenrat alarmiert 
Nigeria, Afrikas bevölkerungsreichster
Staat, erlebt in diesem Jahr gleich meh-
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(Higher Committee of Human Fraterni-
ty, HCHF) verfasste einen Solidaritäts-
brief an den Oekumenischen Rat der
Kirchen in dem es heißt: „In Anerken-
nung des kulturellen und spirituellen
Wertes der Hagia Sophia für die
Menschheit auf der ganzen Welt unter-
stützen wir Ihren Aufruf, Spaltungen zu
vermeiden und den gegenseitigen Res-
pekt und das gegenseitige Verständnis
zwischen allen Religionen zu fördern.”
Gotteshäuser müssten immer eine Bot-
schaft des Friedens und der Liebe für
alle Gläubigen bleiben. 
Der Höhere Ausschuss der menschli-
chen Brüderlichkeit wurde in der Folge
der Begegnung von Franziskus und dem
Großimam der Al-Azhar, Ahmad Al-
Tayyeb, am 5. Februar 2019 in Abu
Dhabi gegründet.  

OeRK und UNO: 
Stimmen des Glaubens in den
Vereinten Nationen

In einer Broschüre über die Beziehung
zwischen dem Oekumenischen Rat der
Kirchen und den Vereinten Nationen
wird untersucht, warum die gemeinsa-
men Aufgaben der Organisationen
heute mehr denn je gebraucht werden. 

Ioan Sauca, kommissarischer Generalsek-
tretär des Weltkirchenrates

„Nie zuvor hat die Welt dringender ein
stabiles, multilaterales System
gebraucht, mit dem sich die Reaktionen
auf die vor uns liegenden, zunehmenden
globalen Krisen aufeinander abstimmen
lassen“, schreibt OeRK-Interims-Gene-
ralsekretär Ioan Sauca in der Einleitung.

Als die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte zwischen 1946 und
1948 ausgearbeitet wurde, trug Frede-
rick Nolde, der erste Leiter der OeRK-
Kommission der Kirchen für internatio-
nale Angelegenheiten, entscheidend als
Berater für Religionsfreiheit und religiö-
se Unabhängigkeit dazu bei. „Seit mehr
als 70 Jahren verleiht der OeRK seiner
Besorgnis nun schon in scharfem Ton
Ausdruck und richtet dabei die Auf-
merksamkeit vor allem auf Vergehen wie
Rassismus (1968), Folter (1977) und
außergerichtliche Hinrichtungen
(1982)“, heißt es im Text.
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rere Notstände, und der Oekumenische
Rat der Kirchen hat sich mit Unterstüt-
zungs- und Solidaritätsbekundungen an
die dortigen Kirchen gewandt.

Das westafrikanische Land, das lange
Zeit von Aufständen im Nordosten
heimgesucht wurde, hatte kürzlich auch
unter den Angriffen von Extremisten im
Nordwesten zu leiden, wodurch eine
„Situation örtlich begrenzter Unsicher-
heit für viele Gemeinden und eine große
Anzahl von Menschen“ entstanden ist,
hieß es in einer Erklärung des OeRK-
Exekutivausschusses. Zudem ging die
Coronavirus-Pandemie mit einem alar-
mierenden Anstieg an Ernährungsunsi-
cherheit und geschlechtsbezogener
Gewalt einher, was Forderungen nach
Gesetzes- und Sozialreformen auslöste.

Der OeRK-Exekutivausschuss weist
auf das dortige umfangreiche ökumeni-
sche und religionsübergreifende Enga-
gement hin und „bekundet seine tiefge-
hende Solidarität und betet für die Kir-
chen in Nigeria in ihrem Bemühen, auf
eine solche Krisenkonstellation zu rea-
gieren [und] feiert die von den Kirchen
und ihren Partnern in den Initiativen
dargebotenen Zeichen der Hoffnung.“

Nigeria, mit geschätzten 210 Millio-
nen Einwohnerinnen die bevölkerungs-
reichste Nation Afrikas, wird bewohnt
von einer fast gleichen Anzahl von
Christen und Muslimen, von denen die
meisten miteinander auskommen und
ihr normales Leben in Frieden miteinan-
der leben, außer bei Terroranschlägen.

Zur Lage im Land

Die militante islamistische 2002 gegrün-
dete Gruppe Boko Haram (Jama'atu
Ahlis Sunna Lidda'awati wal-Dschihad.
‚Menschen, die der Verbreitung der
Lehren des Propheten und dem Dschi-
had verpflichtet sind“, so der offizielle
Name), die durch ihre Welle von Bom-
benanschlägen, Attentaten und Entfüh-
rungen Verwüstungen angerichtet hat,
kämpft seit 2002 für den Sturz der
Regierung und die Schaffung eines isla-
mischen Staates. Die Terrorgruppe
wirbt für eine Version des Islam, die es
für Muslime ‚haram‘ oder verboten
machen würde, sich an allen politischen
oder sozialen Aktivitäten – einschließlich
Bildung – zu beteiligen, die mit der
westlichen Gesellschaft in Verbindung
stehen.

Am 17. Juni verurteilte die Jama'atu
Nasril Islam in einer Pressemitteilung
‚wie immer‘ … ‚die wiederholten bruta-
len Taten in ihrer Gesamtheit; insbeson-
dere die laxe Haltung der zuständigen
Sicherheitsbehörden, die trotz wieder-
holter Aufrufe besorgter Nigerianer zu
entschlossenem Handeln überfordert zu
sein scheinen.‘

Boko Haram betrachtet den nigeriani-

schen Staat als von Ungläubigen
geführt, unabhängig davon, ob der Prä-
sident muslimisch ist oder nicht und hat
seine Militärkampagne auf die Nachbar-
länder ausgedehnt.

Seit Juli 2009, als die Gewalt in den
nordöstlichen Bundesstaaten Borno,
Adamawa und Yobe in einem Gebiet
von etwa der Größe Belgiens begann,
wurden bei den Angriffen von Boko
Haram über 30.000 Menschen getötet
und schätzungsweise drei Millionen
Menschen vertrieben.

Russland: 
Streitkräfte-Kirche eingeweiht

Russland hat eine riesige neue orthodo-
xe Kathedrale eingeweiht, die den Streit-
kräften des Landes gewidmet ist und die
vor ihrer Eröffnung wegen geplanter
Mosaiken umstritten war. Die große
Zeremonie, an der der russisch-ortho-
doxe Patriarch Kirill, Verteidigungsmi-
nister Sergej Shoigu, der Chef des
Generalstabs der Streitkräfte, Valerij
Gerasimow und andere Spitzenbeamte
teilnahmen, fand am 15. Juni 2020 statt.

„Während der Bauphase der Kathe-
drale gab es Kontroversen über die ers-
ten Pläne, die schließlich verworfen wur-
den, das Innere der Kathedrale mit
Mosaiken zu schmücken, die Präsident
Wladimir Putin und den sowjetischen
Führer Josef Stalin darstellen", analysier-
te die Moscow Times. Die in einem
militärischen Themenpark außerhalb
Moskaus gelegene Kathedrale hat sechs
goldene Kuppeln, die jeweils einem
anderen Zweig der Streitkräfte gewid-
met sind, und ihr Inneres ist mit Bildern
militärischer Schutzheiliger und Darstel-
lungen historischer Schlachten
geschmückt. 

„Die Verbindungen zwischen der
Russischen Orthodoxen Kirche und den
Streitkräften sind seit der Machtüber-
nahme von Präsident Wladimir Putin
immer enger geworden", so die Moscow
Times.

Die Kathedrale wurde teilweise durch
Spenden in Höhe von mehr als 3,6 Mil-
liarden Rubel (ca. 40 Millionen Euro)
finanziert. Nach öffentlichem Protest
wurden die Pläne zur Anbringung von
Mosaiken von Präsident Wladimir Putin
und dem ehemaligen sowjetischen Füh-
rers Stalin in der Kathedrale fallen gelas-
sen. Ein Museum im Kirchengelände
bietet Ausstellungen über die Geschich-
te der russischen Streitkräfte und den
Großen Vaterländischen Krieg, wie der
Zweite Weltkrieg in Russland genannt
wird.

Die Sowjetunion verlor im Zweiten
Weltkrieg schätzungsweise 26 Millionen
Menschen, darunter 8,5 Millionen Sol-
daten, und die Erinnerung an den Sieg
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über Nazideutschland ist für die russi-
sche Identität grundlegend geworden.
Nach dem abgeschlossenen Bauvorha-
ben für die Streitkräfte sollen nun die
Olympioniken Russlands eine eigene
Kathedrale bei Moskau erhalten, um an
deren Siege zu erinnern. 

Afrikanische Kirchenleitungen:
Ernteverluste verringern 

Afrikanische Kirchenführer betonen die
Notwendigkeit, die anhaltenden Nach-
ernteverluste auf dem Kontinent zu ver-
ringern. Verschiedene Organisationen
weisen auf die zunehmende Ernährungs-
unsicherheit aufgrund der Coronavirus-
Pandemie hin. Obwohl in einigen
Regionen nach besseren Regenfällen
Rekordernten verzeichnet werden konn-
ten, gibt es auch Besorgnis über den
Verlust von Nahrungsmitteln bei der
Ernte, dem Transport und der Lage-
rung.

Nach Angaben von Kirchenvertretern
und Landwirtschaftsexperten waren in
der Vergangenheit solche Verluste von
den Feldern bis hin zu den Esstischen
eine der Hauptursachen für Hunger in
ländlichen Gemeinden, insbesondere in
Afrika südlich der Sahara.

„Wer sieht, was geerntet wird und was
dann weiter damit geschieht, dem wird
deutlich, dass die Lebensmittelverluste
nach der Ernte in Afrika hoch sind“,
sagte Kofi deGrant Johnson, Generalse-
kretär des Rates der anglikanischen Pro-
vinzen in Afrika. „Es gibt keine geeigne-
ten Lagereinrichtungen oder Technolo-
gie, um längere Lagerzeiten zu ermögli-
chen. Umweltbedingungen wie hohe
Luftfeuchtigkeit haben die Lagerung
beeinträchtigt“.

In Subsahara-Afrika wird der Verlust
auf 100 Millionen Tonnen Lebensmittel
geschätzt; Organisationen vermuten,
dass sich die Verluste allein bei Getreide
auf 4 Milliarden US-$ pro Jahr belaufen.
Nach Angaben der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen würden die Verluste aus-
reichen, um 48 Millionen Menschen ein
Jahr lang zu ernähren.

„Wir glauben, dass die Kirchen bei der
Fürsprachearbeit eine Verantwortung
haben“, sagte Johnson und wies auf
erfolgreiche Arbeit der kirchlichen gha-
naischen Initiative “One Silo, One Dis-
trict” hin, die die Lagerung von Getrei-
de und auch Kühlanlagen entlang der
Küste ermöglicht, um den Fischfang zu
fördern.

Bischof Zakariah Wachira Kahuthu
von der Kenianischen Ev.-Luth. Kirche
sagte, die Verluste nach der Ernte seien
eine Herausforderung, der sich die Kir-
che seit mehreren Jahren stelle. „In letz-
ter Zeit haben weniger Menschen von
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Verlusten nach der Ernte berichtet,
aber die Klimakatastrophen stellen eine
große Herausforderung dar. Über-
schwemmungen in Gebieten wie dem
Tana-Fluss zum Beispiel haben reife
Ernten weggefegt“, so Kahuthu.
Gegenwärtig arbeiten die afrikanischen
Regierungen daran, die Verpflichtung
der Afrikanischen Union zu erfüllen,
die Verluste nach der Ernte bis 2025
zu halbieren. Die Verpflichtung wurde
2014 in Malabo, Äquatorialguinea, als
Teil der Bemühungen der panafrikani-
schen Organisation vereinbart, den
Hunger auf dem Kontinent bis 2025
zu beenden.

Frauen in Südkorea:
Licht für Gerechtigkeit und
Frieden
Das Vermächtnis der sexuellen Sklave-
rei vor, während und nach dem bruta-
len Koreakrieg lastet schwer auf den
Schultern von Tausenden koreanischer
Frauen, die jahrzehntelang unter
einem brutalen, militarisierten Patriar-
chat lebten. Ihre Geschichten kamen
während eines Besuchs des Pilgerteams
“Frauen des Glaubens” vom 13. bis
15. Juli ans Licht, als sich Frauen aus
der ganzen Welt online und persönlich
trafen, um das Leid der Unterdrü-
ckung so zu teilen, wie es ihnen mög-
lich war.

Pfarrer Moon Sook Lee, Mitglied
des Frauenausschusses des Nationalen
Kirchenrats in Korea, sprach darüber,
wie die japanische Besatzung und der
Koreakrieg sexuellen Missbrauch und
Sklaverei auf Frauen häuften: „Viele
Menschen starben, wurden verletzt
und verloren ihre Familien, aber die
Frauen unter ihnen mussten doppelten
und dreifachen Schmerz erleiden .. In
vielen Ländern finden immer noch
Kriege statt, und es gibt viele Frauen,
die mehr leiden als nur den Tod“.

Am 15. Juli machte eine Demonstra-
tion der Gruppe “Gerechtigkeit für die
Trostfrauen” die Langlebigkeit der

nischen Halbinsel leben, zu ‚entschädi-
gen‘, wobei die Frauen unter Verach-
tung, Diskriminierung und mit chroni-
schen Krankheiten zu kämpfen haben. 

Die Kirche reagierte auf die Krise mit
der Gründung der Sunlit Sisters' Social
Welfare Association, einer ökumeni-
schen Organisation, die älteren Frauen,
die – mit welchen Mitteln auch immer –
zur Prostitution gezwungen wurden,
Unterstützung gewährt und ihnen zu
einem menschlicheren Leben verhilft.
Eun Jin Kim, Direktorin der Organisati-
on “DuReBang”, schätzt, dass mehr als
200.000 Sexarbeiterinnen in Camp-
towns in der Nähe von US-Militärstütz-
punkten leben. 

“DuReBang” – was soviel bedeutet
wie ein Ort, an dem sich Frauen gegen-
seitig helfen und ein Ort zum Ausruhen
– bietet den Frauen der Camptowns
Raum und Gelegenheit, sich zu versam-
meln, um sich aus ihrer Unterdrückung
zu befreien. „DuRebang verspricht,
auch weiterhin die Nöte und Schmerzen
von Frauen, die durch den Krieg leiden,
anzunehmen und hart daran zu arbei-
ten, die Menschenrechte und den Frie-
den für die Frauen in den Camptowns
wiederherzustellen“, sagte Kim. 

Oft wurden Töchter einer armen
Familie zur Sexarbeit gezwungen, um
Geld für das Schulgeld ihres Bruders zu
beschaffen und die Familie zu unterstüt-
zen. „Sie hatten keine Bildungsmöglich-
keiten, und ihre letzten Aufenthaltsorte
waren die Camptowns, nachdem sie das
raue Leben in den Städten durchlebt
hatten, und sie wie leere Körper zurück-
gelassen wurden“, so Kim. „Niemand
im Land hatte sie geschützt, sondern
benutzte sie vielmehr, um Devisen zu
verdienen. Berichten zufolge baten sie
die Polizei um Hilfe, wenn sie versuch-
ten, aus dem sumpfigen Leben in den
Camptowns herauszukommen, aber sie
wurden von der Polizei zurückge-
schleift.

Die Berichte vom Besuch des Pilger-
teams machen noch deutlicher, warum
das Bewusstsein noch stärker geschärft
werden muss, und zwar durch Program-
me, zu denen auch die Kampagne
“Donnerstags in Schwarz” des Oekume-
nischen Rates der Kirchen für eine Welt
frei von Vergewaltigung und Gewalt
gehört. 

Das mißbrauchende Patriarchat müsse
gestoppt werden, in Korea und in der
ganzen Welt, sagte die stellvertretende
Generalsekretärin des OeRK, Isabel
Apawo Phiri. 

Wunden aus der sexuellen Sklaverei
deutlich: Es war der 1.448. Marsch die-
ser Art. Vor dreißig Jahren waren 37
religiöse und Frauenorganisationen
zusammengekommen, um den Koreani-
schen Rat für Gerechtigkeit und Geden-
ken für die Fragen der sexuellen Militär-
sklaverei zu organisieren. „Bis jetzt
haben wir nicht nur dafür gekämpft, die
Würde und die Menschenrechte der
Opfer, die verletzt wurden, wiederher-
zustellen, sondern wir haben uns auch
aktiv dafür eingesetzt, die Wahrheit wie-
derherzustellen und sie erzählen zu las-
sen“, erklärte die Gruppe auf einer Pres-
sekonferenz, die zusammen mit der
Demonstration stattfand. „Nicht nur die
unnachgiebige japanische Regierung,
sondern auch die gleichgültige Haltung
der koreanischen Regierung hat die
Bewegung gebremst".

Widerstandskraft und Hoffnung brin-
gen

Den Pilgerinnen wurde die Arbeit
koreanischer ökumenischer Frauen am
My Sisters' Place vorgestellt, einem Ort
der Heilung für Frauen, die durch sexu-
elle Gewalt in der Prostitution in Camp-
town traumatisiert sind. 

Nach ihrer Rückkehr aus Japan nach
Korea wurden die “Trostfrauen”, die für
die japanischen Soldaten in die sexuelle
Sklaverei eingezogen worden waren,
stigmatisiert und für ihr Leben in der
Prostitution beschämt. Sie wurden am
Ende kurzerhand in unmarkierten Grä-
bern beigesetzt, ihre Namen wurden
ausgelöscht und ihre Geschichten ver-
gessen. 

Die Stigmatisierung und der Miss-
brauch beschränkten sich nicht nur auf
die japanische Herrschaft, da der Beginn
des Koreakrieges und die damit einher-
gehende anhaltende Militarisierung dazu
führte, dass die Prostitution in den
Basislagern der amerikanischen Soldaten
weiter betrieben wurde. Prostitution ist
nach wie vor eine Möglichkeit, Solda-
ten, die in den Basislagern auf der korea-
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV und KIPA ausgewertet.

Corona gibt Anstoß
für biologischen Land-
bau

Abraham Mar Sera-
phim, orthodoxer Metro-
polit im indischen Ben-
galuru, war mehr als
zwei Monate lang im
Diözesanzentrum einge-
schlossen. Er nutzte die
Zeit zur Umstellung
auf Bio-Landbau auf
dem Geländes seines
Bischofssitzes. Anstöße
erhielt er durch die
Mönchsrepublik Athos.P
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Aus oekumenischen NETZEN

® Oekumenischer Ratschlag

Kooperationsplanungen für den Oeku-
menischen Kirchentag

Der Oekumenische Ratschlag der Initia-
tivgruppen für Gerechtigkeit, Frieden
und Bewahrung der Schöpfung wird
sich am 14. November in Frankfurt mit
Vorschlägen für kooperative Veranstal-
tungen auf dem Oekumenischen Kir-
chentag in Frankfurt weiter befassen.
Der Ratschlag in der Hoffnungsgemein-
de Frankfurt wird sowohl als Videokon-
ferenz wie als persönliches Treffen statt-
finden. 

Der 3. Oekumenische Kirchentag
wird laut seiner Geschäftsstelle auch
unter veränderten Bedingungen stattfin-
den. Er setzt dabei auf die Kreativität
aller Beteiligten. Die Planenden über-
nehmen Verantwortung dafür, dass der
3. OeKT eine sichere Veranstaltung
wird. Die aktuelle Lage erlaube es frei-
lich nicht, mit absoluter Klarheit zu
prognostizieren, wie genau er aussehen
wird, heißt es aus dem Planungsstab. Bis
Ende Oktober werden die Gremien -
der Gemeinsame Vorstand, das Gemein-
same Präsidium und der Aufsichtsrat -
beraten, um auf der Grundlage neuerer
Erkenntnisse zu beschließen, wie der
OeKT und auch die Podien durchge-
führt werden können. Die aktuellen
Debatten würden zeigen, wie groß der
Bedarf nach Dialog, politischer Debatte,
Kultur, Spiritualität und Begegnung ist.
Als Laienorganisationen wollen Zentral-
komitee deutscher Katholiken und der
Deutsche Evangelische Kirchentag hier-
zu einen entscheidenden Beitrag leisten.

Der Ratschlag am 14. 11. behandelt
außerdem die drei Dekade-Vorschläge
aus Deutschland, aus dem "Wuppertal-
Aufruf" (für eine ökumenische Dekade
zum Thema "Transformation towards
Ecological Sustainability - Kairos for
Creation", um Kirchen, Regierungen
und Bevölkerungen dazu zu befähigen,
die dringend notwendige Wende zu
einem Lebens- und Wirtschaftsmodell
einzuleiten, welches die sozialen Bedürf-
nisse aller Menschen der gegenwärtigen
wie der künftigen befriedigt und gleich-
zeitig die ökologischen Grenzen nicht
überschreitet), Kairos Europa (durchaus
für eine Dekade für die Zukunft der

Erde als Rahmen, aber in einer der
Gefährlichkeit der Bedrohungen ange-
messenen Tiefe) und dem Ratschlag
selbst, einer Dekade für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung,
die die Agenda 2030 großenteils über-
greifen soll. Für eine mögliche Verein-
heitlichung wäre die Anwesenheit von
Vertretern der verschiedenen Initiativen
hilfreich. Nötig ist auch ein weiterer
Ausblick auf die Vollversammlung des
OeRK 2022 und den Europäischen Kir-
chentag. Aufgegriffen werden Themen
von befreundeten bzw. ähnlich ausge-
richteten zivilgesellschaftlichen Grup-
pen, darunter Fridays (Parents, Chur-
ches, Scientists) for Future, Postwachs-
tums- und Nachhaltigkeitsgruppen.
Verbindungen sollen hergestellt und
durch Teilnehmende persönlich eingela-
den werden. 

Kontakt: OeNiD, Oekumenischer Ratschlag c/o
Geschäftsstelle für Kommunale Oekumene
Berlin/Treptow-Köpenick, Rudower Str. 23, 12557
Berlin, Tel.: 030-46734594, oek_trep_koep@gmx.de

® Württemberg

Beitritt Deutschlands zum UN-Atom-
waffenverbot dringlich

Die Atombombenabwürfe von Hiroshi-
ma und Nagasaki jährten sich 2020 zum
75. Mal. Aktuell schätzt das Stockhol-
mer Friedensforschungsinstitut SIPRI,
dass die Atomwaffenstaaten rund
13.400 Kernwaffen besitzen. Die Atom-
mächte planen, Milliardensummen in
die Aufrüstung ihrer Atomwaffenarsena-
le zu investieren. Auch in Deutschland
sollen neue Trägerflugzeuge für die
Atombomben in Büchel angeschafft
werden. Damit würde die nukleare Teil-
habe der Bundesrepublik für die kom-
menden Jahrzehnte festgeschrieben.
Am 7. Juli 2017 beschlossen 122 Staa-
ten den UN-Vertrag für ein Verbot
von Atomwaffen. Die Internationale
Kampagne für die Abschaffung von
Atomwaffen (ICAN) erhielt für ihr
Engagement für den Atomwaffenver-
botsvertrag im Jahr 2017 den Frie-
densnobelpreis. Inzwischen haben 40
Staaten den Vertrag auch schon ratifi-
ziert. Damit fehlen noch 10 Staaten -
leider auch Deutschland -, damit der
Atomwaffenverbotsvertrag völker-
rechtsverbindlich in Kraft tritt. Welt-
weit engagiert sich die Zivilgesell-
schaft in hohem Maße für den Beitritt
ihrer Regierungen zum Atomwaffen-
verbotsvertrag. Auch in Deutschland.
Das Lebenshaus Schwäbische Alb -

Gemeinschaft für Gerechtigkeit, Frie-
den und Ökologie e.V. - Mitglied im
Oekumenischen Netz Württemberg -
schaltete am 6. August eine Anzeige
mit dem Aufruf "Hiroshima und
Nagasaki mahnen - Beitritt zum UN-
Atomwaffenverbot jetzt!" in regiona-
len Amtsblättern sowie der Tageszei-
tung "Reutlinger Generalanzeiger". In
dem Text heißt es:
Hiroshima und Nagasaki mahnen - Bei-
tritt zum UN-Atomwaffenverbot jetzt!
Vor 75 Jahren, am 6. und 9. August
1945 wurden die Atombomben auf
Hiroshima und Nagasaki abgeworfen.
65.000 Menschen verdampften und ver-
brannten auf der Stelle, bis zum Ende
des Jahres starben mehr als 200.000.
Diese Opfer mahnen uns, die katastro-
phalen humanitären Folgen von Atom-
waffen zu erkennen und für eine Welt
ohne Atomwaffen einzustehen!
Heute bedrohen uns weltweit noch
immer mehr als 13.000 Nuklearwaffen!
Die Atommächte planen, Milliarden-
summen in die Aufrüstung ihrer Arsena-
le zu investieren - alleine 2019 gaben sie
73 Milliarden US-Dollar für Atomwaf-
fen aus. Auch in Deutschland sollen
neue Trägerflugzeuge für die Atom-
bomben in Büchel angeschafft werden.
Damit würde die nukleare Teilhabe für
die kommenden Jahrzehnte festge-
schrieben.
Wir fordern die deutsche Bundesregie-
rung auf:
• eine neuen Kampfflugzeuge für einen
Atomwaffeneinsatz zu beschaffen
• Atomwaffen aufgrund der katastro-
phalen humanitären Folgen ihres Einsat-
zes zu ächten
• den Atomwaffenverbotsvertrag der
Vereinten Nationen zu unterzeichnen
und zu ratifizieren.

Kontakt: Lebenshaus Schwäbische Alb e.V., Michael
Schmid, Bubenhofenstr. 3, 72501 Gammertingen und
Oekumenisches Netz Württemberg, c/o Sylvia Dieter,
Nahe Weinbergstr. 12, 74348 Lauffen am Neckar

® Berlin

Ruhestand ist keine Option

Am 25. Januar feierte Klaus Wazlawik,
langjähriger, unermüdlicher Streiter für
den Konziliaren Prozess in Berlin -
Köpenick seinen 80. Geburtstag im
Kreise von zahlreichen Wegbegleitern.
Seit über 25 Jahren setzt er sich nun
schon im Rahmen des Netzwerks für
Kommunale Oekumene für das Einbrin-
gen der Kirchengemeinden in die kom-
munale Arbeit des Bezirkes ein.

So ist es mit Hilfe der Initiativgruppe
und des Vereins gelungen im Lokalen
Agenda - Prozess einen Konsultations-
kreis zu verankern, bei dem Bezirksver-
waltung, Zivilgesellschaft und Oekume-
ne - Vertretung an einem Tisch sitzen.
Über die Jahre wurde hier auch ein
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Fond eingerichtet, der nachhaltige Pro-
jekte im Bezirk unterstützt. Aktuell wird
an der Ausgestaltung der Nachhaltig-
keitsziele (SDGs), die auf den Berliner
Bezirk übertragen werden, mitgearbei-
tet. Das schafft die Verknüpfung der
Nachhaltigkeitsziele und des Konziliaren
Prozesses. Konkrete Arbeitsziele liegen
hier in den Bereichen: Stärkung von Fair
Trade und ökofairer Beschaffung, sowie
Klimaschutz und interreligiösem Dialog
(SDG 2,10,11,12,13 und 16).
Corona hat natürlich auch dort den
Bewegungsradius eingeschränkt und
einige Bemühungen eingedampft oder
verändert. Das aktuelle Projekt zur
Ökofairen Beschaffung wird mit neuer
Mitarbeiterin Fahrt aufnehmen und die
Bemühungen verstärken, weitere Kir-
chengemeinden zu finden, die sich der
Fairen Gemeinde anschließen.
(www.faire-gemeinde.org).

Nach seinem 80. Geburtstag hat Dr.
Klaus Wazlawik außerdem erreicht, dass
die Geschäftsstelle der Kommunalen
Oekumene auch konzeptionell weiter
verankert und nach außen geöffnet wird.
Seit Juni diesen Jahres finanziert Brot
für die Welt die Möglichkeit einen Leit-
faden zu erarbeiten. Zentrale Frage: Wie
kann bürgerschaftliches Engagement aus
den Kirchen heraus in kommunales
Handeln eingebracht werden? Der Leit-
faden soll Nachahmern ein Anhalts-
punkt liefern. Zentral auch hier die Ver-
knüpfung des Konziliaren Prozesses mit
den Nachhaltigkeitszielen. Zwei weitere
Projekte sollen noch in diesem Jahr fol-
gen: Zum einen die Umstellungen und
verstärkte Digitalisierung der Vernet-
zungsarbeit und das Erstellen einer Bro-
schüre zur Übersicht der Eine - Welt-
Projekte im Bezirk.

JULIANE PESCHEL-PAETZOLD

Kontakt: Geschäftsstelle für Kommunale Oekumene
Berlin/ Treptow-Köpenick, Dr. Klaus Wazlawik,
Rudower Str.23, 12557 Berlin, Tel. 030-46734594,
oek_trep_koep@gmx.de, www.oenid.net

Saar seine Kapitalismuskritik weiter
voran. Das hat seinen Grund in den
aktuellen Entwicklungen: Der Kapitalis-
mus zerstört das Leben von Menschen
und die natürlichen Grundlagen des
Lebens immer nachhaltiger. Die Coro-
na-Pandemie fiel mitten hinein in diese
Zerstörungsprozesse und trifft diejeni-
gen am härtesten, die darunter am meis-
ten zu leiden haben – von den Kranken,
die in kaputt gesparten und privatisier-
ten Gesundheitssystemen landeten, bis
hin zu den Armen und Geflüchteten
weltweit. 

Die sich verschärfenden Krisen drän-
gen dazu, den Kapitalismus als Gesell-
schaftsform und im Verlauf seiner Kri-
sendynamik zu verstehen und zu kritisie-
ren. Er kann nur überwunden werden,
wenn verstanden ist, was denn überwun-
den werden muss. Dennoch flüchten
sich viele soziale Bewegungen in einen
Pragmatismus, der mit theoretischem
Nachdenken nur wenig zu tun haben
will. Dem will das Oekumenische Netz
entgegen wirken. Mit seinem neuen
Text, der das vor 15 Jahren erschienene
Papier „Das Ganze verändern“ auf die
aktuelle Situation hin weiterführt, will es
Reflexion und Nachdenklichkeit stark
und deutlich machen, dass die Perspek-
tive sein muss: Den Kapitalismus als
Ganzes überwinden! 

In der 23-seitigen Broschüre sind die
Diskussionen der letzten Jahre während
mehrerer Versammlungen der Oekume-
nischen Netzes zusammengefasst: der
Verlauf der Krise in ihren Erscheinungs-
formen (historische Entstehung, Kriege,
Ausbeutung, Umweltzerstörungen,
Unterdrückung von Frauen, ideologi-
sche Rechtfertigungen…). Darin spie-
gelt sich wider, wie diese Diskussionen
im Netz immer wieder im Zusammen-
hang mit dem ‚Ganzen‘ der Verhältnisse
sowie einer theologischen Reflexion ste-
hen. Die jüdisch-christliche Tradition
wird als eine ‚subversive‘ Erinnerung
verstanden, die Einspruch erhebt gegen
die geschlossene Immanenz geschichtli-
cher Herrschaftssysteme und die ver-
meintliche Endgültigkeit des Todes.
Analyse der Gegenwart und geschichtli-
che Erinnerung leben von der Überzeu-
gung, dass eine Praxis, die nicht nur
‚etwas’ machen will, sondern in der
Erinnerung an die Opfer von Unrecht
und Gewalt auf die Überwindung der
tödlichen Herrschaft des Kapitalismus
zielt, die Melodie der Verhältnisse
begreifen muss, die sie überwinden will.

Mit der neuen Veröffentlichung ist
der Wunsch verbunden, mit interessier-
ten Gruppen und Netz-Mitgliedern in
einen verstärkten inhaltlichen Austausch
über ‚Theologie und Kirche’ sowie über
die aus ihrer Sicht wichtigen Phänomene
(von Antisemitismus, Armut, Ausgren-
zung über Flucht, Militarisierung bis

® Westfalen

Keine Entwidmung der Kirchen in der
Rheinischen Braunkohleregion
Petition “Kirche im Dorf lassen”

Die Initiative "Die Kirche(n) im Dorf
lassen", in der das Münsteraner Institut
für Theologie und Politik  ITP mitarbei-
tet, reagiert auf die zunehmende Bedro-
hung der Dörfer am Rand des Tagebau
Garzweiler durch den Braunkohleabbau-
nun mit einer Unterschriften-Petition.
Der Braunkohlebagger steht 200 m vor
Erkelenz-Keyenberg und RWE nutzt
die Corona-Krise, um weiter Fakten zu
schaffen, indem der Abriss der Dörfer
vorangetrieben wird. Gerade in dieser
Situation brauchen Menschen die Kirche
an ihrer Seite. Aber die Kirchen von
Keyenberg und Kuckum sowie die
Kapelle in Berverath wurden bereits an
RWE verkauft. Dies geschah gegen den
erklärten Willen Tausender, die den
Erhalt der Kirchen wollten. Jetzt drohen
Schließung, Entwidmung und Abriss.
Es gilt dem entgegen zu setzen: Kirchen
sind wichtige Orte von Gemeinschaft,
Erinnerung und Zuversicht.

Deshalb braucht es dringend eine ver-
bindliche Zusage vom Bistum Aachen,
dass die Kirchen im Braunkohlerevier
nicht entwidmet werden. 

Die Zerstörung von Landschaften,
Dörfern und letztlich auch des Klimas
durch den Tagebau folgt der herrschen-
den Logik einer alternativlosen Notwen-
digkeit, der sich alles unterzuordnen
hat. Diese Logik wird (scheinbar!) plau-
sibel gemacht z.B. durch das Dogma
der billigen Energiesicherheit oder des
wirtschaftlichen Standortvorteils durch
die Braunkohle. Diese Logik bestimmt
und unterwirft das Handeln all derer,
die sie selbst erst geschaffen haben! 

Biblisch gesprochen ist dies die Logik
des Götzendienstes: Menschen unter-
werfen sich dem, was sie selbst geschaf-
fen haben. Es nimmt Macht über sie ein.
Dagegen stellt die jüdisch-christliche
Tradition den Gott des Lebens, der
eben nicht zur Unterwerfung zwingt,
sondern der befreit und das gute Leben
in Fülle für alle ankündigt.

Kontakt: oek_trep_koep@gmx.de, www.oenid.net-
Kontakt: Institut für Theologie und Politik, Friedrich-
Ebert-Str. 7, 48153 Münster

® RheinMosel Saar

Den Kapitalismus als Ganzes überwin-
den

Da es im Kapitalismus keine Alternati-
ven gibt, braucht es Alternativen zum
Kapitalismus

Mit seinem neuen Papier „Den Kapi-
talismus als Ganzes überwinden“ treibt
das Oekumenische Netz Rhein-Mosel-
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Dr. Klaus Wazlawik
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Rassismus, Sexismus und Umweltzer-
störungen…) im Zusammenhang der
globalen kapitalistischen Zerstörungsdy-
namik zu gelangen.

Die Broschüre ist im Netzbüro gegen
eine Spende erhältlich und kann auch
unter www.oekumenisches-netz.de her-
untergeladen werden.

Kontakt: Ökumenisches Netz Rhein – Mosel – Saar
e.V., Dominik Kloos, Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz,
Tel. 0261-89926284, E-Mail: info@oekumenisches-
netz.de,www.oekumenisches-netz.de

® Versöhnungsbund

Jemen - Kriegsfolgen und Rolle
Deutschlands

Clemens Ronnefeldt, Friedensreferent
beim Versöhnungsbund, untersuchte in
einem TV-Interview mit Matthias Gast
die Situation im Jemen. Dabei wurden
zunächst die wichtigsten Konfliktpartei-
en mit ihren Interessen dargestellt. Die
gängigen Narrative "Schiiten" - unter-
stützt von Iran - gegen "Sunniten"
(Saudi-Arabien und Vereinigte Arabi-
sche Emirate) werden als zu kurz grei-
fend ergänzt: Der Krieg hat weitere tie-
fere Wurzeln wie z.B. die Unterschiede
zwischen der Aufteilung bis 1990 in
Nord- und Südjemen oder die Frage der
sozialen Gegensätze zwischen Armen
und Reichen.

Neben der Straße von Hormus und
dem Suezkanal stellt das "Tor der Trä-
nen", die enge Stelle an der Südküste
Jemens, die zum Roten Meer führt,
inzwischen einen strategischen Knoten-
punkt von größter Wichtigkeit für den
internationalen Schiffsverkehr aus Asien
nach Europa und darüber hinaus dar.
Rund ein Drittel aller weltweit gehan-
delten Waren führt per Schiff an Jemen
vorbei.

Die konkreten Auswirkungen des
Krieges führten zum größten Cholera-
Ausbruch der Neuzeit und einer der
größten aktuellen Hungersnöte. Der
US-geführte Drohnenkrieg produziert
große Zahlen an unschuldigen Opfern
zusätzlich zu den Bombardierungen und
Bodenkämpfen.

Eine wichtige Rolle beim Nachschub
und damit der Fortdauer des Krieges
spielen Waffenexporte aus Deutschland
an die Kriegsparteien Saudi-Arabien,
Vereinigte Arabische Emirate sowie
Ägypten.

Die Huthi-Rebellen werden von Iran
unterstützt, unter anderem durch militä-
rische Beratung.

Die Sendung stellte auch dar, wie

Rüstungsmanager wegen ihrer Befeue-
rung dieses Krieges von Menschenrecht-
lern in Den Haag angeklagt wurden.

Kontakt: Internationaler Versöhnungsbund - Deut-
scher Zweig, Schwarzer Weg 8,  32423 Minden, Tel.:
0571/850875, E-Mail: vb@versoehnungsbund.de

® Freundeskreis des Plädoyers
für eine ökumenische Zukunft

Rückblicke aus der Zukunft 

Der Freundeskreis des Plädoyers für eine
ökumenische Zukunft hat zusammen
mit Pro Oekumene Überlegungen zu
einem "Neuen Narrativ" als Grunder-
zählung für die gesellschaftliche Ent-
wicklung, veröffentlicht. Es geht um ein
solidarisches Gemeinwesen in den plane-
tarischen Grenzen. Enthalten sind auch
fiktive Elemente der Rückschau aus dem
Jahr 2040.

Auszüge aus "Das Neue Narrativ"

Aus: Zu diesem Heft                                                                                                                                     

Seit langem gibt es in der Diskussion um
nachhaltige Lebens- und Ökonomiestile
den Ruf nach einem Neuen Narrativ.
Soweit uns bekannt ist, hat jedoch bis-
her es kaum jemand unternommen, die-
ses zu entwickeln und zu veröffentli-
chen. Nun stehen wir in einer Zeit, die
durch die COV-19 Pandemie einem
Epochenbruch gleichkommt. Es
scheint, als würde das Virus in all seinen
Auswirkungen an einem neuen Narrativ
für die Menschheit schreiben. Über
ökonomische, ökologische, soziale Ver-
änderungen entsteht vieles von dem,
was wir schon zu einem prä-pandemi-
schen Zeitpunkt, ausgelöst durch die
SDG-Debatte, uns vorstellen konnten.

Aus: Das heruntergekommene Haus                                                                                                       

Hunger wird durch Armut verursacht.
Im Jahr 2017 musste mehr als die Hälfte
der Menschheit von weniger als 5,60 US
$ am Tag leben. Das neoliberale ökono-
mische System hat eine sehr ungleiche
Verteilung der Reichtümer dieser Welt
bewirkt. Der Staat hatte in den 70er-
Jahren einen Großteil seiner Macht an
die Finanzmärkte und Konzerne abge-
treten, was seine Gestaltungsmacht stark
eingeschränkt hat. Daraufhin privatisier-
ten die Unternehmen mit Hilfe dieser
Politik grundlegende Gemeingüter der
Gesellschaft wie etwa das Gesundheits-,

das Wohnungs- und das Transportwe-
sen. Die soziale Marktwirtschaft wurde
ausgehöhlt; der Sozialstaat geschwächt.
Die Finanz- und Wirtschaftsunterneh-
men hatten direkten Einfluss auf die
Politik gewonnen. Sie verzögerten syste-
matisch die Energiewende. Die Demo-
kratie hatte trotz ihres sozialen Grund-
charakters bei weiten Kreisen der Bevöl-
kerung an Ansehen eingebüßt. 

Aus: Die schwierige Übergangszeit                                                                                                     

Im Lauf der 20er und 30 Jahre wurde
die kapitalistische Wirtschaftsweise mit
ihrem Wachstumszwang und Rendite-
Denken als Fehlkonstruktion gebrand-
markt. Die Religionen hatten ihren
Anteil daran, denn sie kritisierten schon
lange die „Vergötzung des Kapitals“. Es
bewahrheitete sich mehr und mehr im
Konkreten, dass „Diese Wirtschaft
tötet...“  … Manche Ökonomen räum-
ten sogar ein, dass die Theorien des
Neoliberalismus einen wirtschaftlichen
Scherbenhaufen hinterlassen hätten.
Man befasste sich auf einmal wieder mit
der Wirtschaftsethik. Fragen, wieweit
die Wirtschaft Probleme wie Armut,
Hunger, Kinder-sterblichkeit, Arbeitslo-
sigkeit, Migration, Klimawandel etc.
mitverursacht, wurden in den Betrieben
diskutiert. Es wurde diskutiert, wieweit
Wirtschaft und Industrie mitverantwort-
lich dafür seien, dass Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung
(k)eine fromme Forderung blieben.

Aus: Das Zeitalter des Miteinanders –
im neuen Haus                                                                        

Der Umbau des Finanzsystems ist noch
in vollem Gange. … Das Geld ist auch
heute noch nicht ein vollständig demo-
kratisch kontrolliertes Gut. Immerhin
sind inzwischen Schaden-ersatzklagen
von Konzernen gegen Staaten weltweit
verboten. In naher Zukunft werden Kla-
gen von geschädigten Einzelpersonen
gegen Konzerne möglich sein. Heute
darf niemand mehr Geld besitzen, das
ohne Arbeit „verdient“ wurde, etwa
durch Zinserträge und Aktienerlöse. Das
ganze Finanzsystem wurde so umge-
baut, dass leistungslose Einkünfte
unmöglich gemacht wurden.

Vieles ist schon erreicht worden: Im
Jahr 2031 wurden nach endlosen Debat-
ten Vorschläge von Thomas Piketty in
die politische Agenda aufgenommen
und sukzessive umgesetzt. Sein Ziel, die
extreme ökonomische Ungleichheit in
den reichen Gesellschaften abzubauen,
wurde durch ein neues Steuersystem
erreicht. Ideologisch ging es Piketty um
eine Entheiligung des privaten Besitzes,
um den Kampf um Gerechtigkeit und
um einen partizipatorischen Sozialismus.
Er war überzeugt davon, dass diejenigen
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schen Rates der Kirchen, des Lutheri-
schen Weltbundes, der Weltgemein-
schaft Reformierter Kirchen und des
Weltmissionsrates. Seit Juli 2019 sind
alle Mitgliedskirchen dieser ökumeni-
schen Organisationen eingeladen, sich in
die weltweite Kampagne einzubringen. 
Die Kampagne setzt sich unter Bezug-
nahme auf die biblische Geschichte von
Zachäus auf lokaler, nationaler und glo-
baler Ebene für soziale und ökologische
Steuergerechtigkeit ein und befasst sich
hierbei vor allem mit der zunehmenden
Ungleichheit innerhalb wie zwischen
Staaten sowie der Klimakrise und ihren
Folgen. Sie will der Bewusstseinsschär-
fung innerhalb der Kirchen und ihrer
Gemeinden im Blick auf die mit Steuer-
gerechtigkeit verbundenen Zusammen-
hänge wie zugleich auch einer diesbe-
züglichen politischen Lobby- und
Anwaltschaftsarbeit bis hinauf auf
höchste politische Ebenen dienen.

Ein von Kairos Europa in Kooperati-
on mit der Evangelischen Landeskirche
in Baden, der Katholischen Akademie
Rabanus Maurus, dem Oikocredit För-
derkreis Hessen-Pfalz sowie dem Zen-
trum Oekumene der Evangelischen Kir-
chen in Hessen und Nassau und Kurhes-
sen-Waldeck veranstaltete Studientag
am 30. November 2020, 11.00 - 17.00
Uhr im Haus am Dom, Frankfurt/M.,
möchte dazu beitragen, die Kampagne
in Deutschland bekannt(er) zu machen
und über Optionen der Beteiligung an
der Kampagne beraten.

Als ReferentInnen für den Studientag,
der sich aus Grundlagenvorträgen, einer
Podiumsdiskussion und Arbeitsgruppen
zusammensetzt, konnten u.a. gewonnen
werden: Dr. Wolfgang Kessler (Wirt-
schaftspublizist), Prof. em. Dr. Franz
Segbers (Sozialethiker), Dr. Klaus Schil-
der (Misereor), Dr. Klaus Seitz (Brot
für die Welt) sowie P. Dr. Jörg Alt SJ
(Jesuitenmission).

Kontakt und Anmeldung bis zum 15.11.: Kairos Euro-
pa im WeltHaus Heidelberg, Willy-Brandt-Platz 5,
69115 Heidelberg, Tel.: 06221-800255, E-Mail:
info@kairoseuropa.de

® Oekumenische Initiative
Eine Welt

"Globale Sicherheit neu denken"
Perspektiven für eine Sicherheitspoli-
tik der Zukunft

Die aktuelle globale wie innergesell-
schaftliche Situation ist durch vielfache
Krisen (Kriege, Terror, Klimawandel,

Gesellschaften am produktivsten sind, in
denen das Vermögen möglichst gut ver-
teilt ist. Das Steuersystem lässt es zu,
dass die größten Vermögenseigentümer
lächerlich geringe Steuern zahlen. Also
wurde der progressiven Besteuerung
von Einkommen und Erbschaften eine
progressive, jährlich zu bezahlende Ver-
mögenssteuer hinzugefügt. Somit geben
Personen, die große Vermögen akku-
muliert haben, einen Teil davon Jahr für
Jahr an die Gemeinschaft zurück. Damit
wird es ermöglicht, jungen Erwachsenen
ein Startkapital zu geben. Seit 2031
erhält jeder junge Erwachsene €
120.000, die er für eine Wohnung oder
für ein Gründungsprojekt geben kann.
Die Steuergelder reichen auch noch für
ein Grundeinkommen für Personen mit
geringfügigen Einkünften, obwohl
gleichzeitig die Mehrwertsteuer abge-
schafft wurde.  

Aus dem ANHANG
Noch ist nicht viel gewonnen  

„Das Neue Narrativ“ kann Resignation
und Apathie aufbrechen und visionär
Möglichkeiten einer neuen Gesell-
schaftsordnung aufzeigen. Damit ist
aber das Wachstums- und Renditever-
halten noch lange nicht überwunden.
Wir wissen, dass es dazu einer breiten
Bewegung bedarf. Sie kann nur entste-
hen, wenn in den Kirchen, ihren Groß-
organisationen, Lokalgemeinden sowie
ihren systemkritischen Gruppen, in
Kooperation mit anderen gesellschaftli-
chen systemkritischen Gruppierungen,
es von der Erkenntnis zum Handeln
kommt. Auch in Schulen, Parteien, Ver-
einen und Versammlungen müssen
Gespräche über die Frage angestoßen
werden, was ein gutes Leben ausmacht
und wie eine gute Zukunft aussehen
kann. Die Diskussion muss darüber
hinaus in den Sozialen Medien geführt
werden. Die Ziele des Neuen Narrativ
können nur erreicht werden, wenn
Druck auf Entscheidungsträger in Kir-
che und Politik ausgeübt wird.

WERNER GEBERT und GERT RÜPPELL

Bestellmöglichkeit: "Das Neue Narrativ" (24 Seiten)
kann per Unkostenzuschuss in Höhe von 2 € plus
Porto bei W. Gebert bestellt werden. Eine Rechnung
wird beigelegt. 
Inzwischen liegt eine englische Fassung des Neuen
Narrativs gedruckt vor. und kostet ebenfalls 2 € plus
Porto. 
In Ergänzung zu "Das Neue Narrativ" gibt es Hinter-
grundmaterial (55-seitige "Bausteine"). 
Kontakt und Bezug: Werner Gebert, Banweg 14,
72131 Ofterdingen, Tel: 07473 - 95 98 98,
euw.gebert@t-online.de 

Sorge um Oekumene-Engagement der
EKD

Aus dem Freundeskreis des Plädoyers
wird Sorge geäußert über ein zurückge-

hendes Oekumene-Engagement der
Evangelischen Kirche in Deutschland.
Anlass ist, dass aus einem Gremium des
Kirchenamtes der EKD der Beschluss-
vorschlag vorliegt, die Zuwendungen
der EKD für die Missionsakademie in
Hamburg, die derzeit mit 330.000 Euro
ca. 2/3 des fixen Haushaltes der Missi-
onsakademie ausmachen, in den nächs-
ten Jahren stufenweise herunterzufahren
und zum Jahr 2030 auf 0 (Null) zu set-
zen. Diese Beschlussvorlage, die inzwi-
schen auch unbehelligt den Rat der
EKD passiert habe, sei natürlich auf dem
Hintergrund der allgemeinen zu erwar-
tenden Kirchensteuerrückgänge und im
Besonderen der Coronakrise zu verste-
hen. Aber es geht hier, so schreibt Prof.
Ulrich Dehn, nicht um ein prozentuales
Abschmelzen der Missionsakademie,
sondern um eine Prioritätensetzung und
Option gegen sie, das einzige von der
EKD mitgetragene und EKD-weit agie-
rende Institut zu den Themen von Welt-
mission und Oekumene. Werner Gebert
richtete einen Brief an den Ratsvorsit-
zenden der EKD, Bedford-Strohm, in
dem er schreibt: "Eine Kirche, die ihre
ökumenische Dimension und Veranke-
rung geringschätzt, entwickelt sich zu
einer Art religiösem Heimatverein. Sie
verliert ihre grenzüberschreitende Kraft
und kümmert sich zunehmend weniger
um die Grundanliegen des christlichen
Glaubens, nämlich Gerechtigkeit, Frie-
den und die Erhaltung der Schöpfung.
Wenn sie sich nicht als Teil eines umfas-
senden großen Ganzen versteht, ver-
kümmert sie.

Die Missionsakademie Hamburg ist
einer der wenigen Leuchttürme in
Deutschland, die Universalität ausstrah-
len und deshalb von zahlreichen ökume-
nisch Denkenden und Handelnden in
aller Welt hochgeschätzt wird. Wenn die
EKD zum Ausdruck bringt, dass Sie die
Arbeit der Missionsakademie nicht län-
ger für unterstützungswürdig hält, wird
sie in der Zeit eines wild um sich grei-
fenden Nationalismus in das Schema
"Germany first" eingeordnet werden.
Das kann doch nicht in der Absicht der
EKD liegen."

Kontakt: Werner Gebert, Banweg 14, 72131 Ofterdin-
gen, Tel: 07473 - 95 98 98, euw.gebert@t-online.de

® Kairos Europa

Globale Steuergerechtigkeit jetzt! 
Die Zachäus-Kampagne 

Die "Zachäus-Kampagne" ist eine
gemeinsame Initiative des Oekumeni-

OID 2 2020 20200808 -12h Desktop.pdf_113  10.08.2020  08:22  Seite 10



der Bundeswehr gebe das überhaupt
nicht her. "Da fehlen Kasernen, Ausbil-
der, Verwendungsmöglichkeiten. Das
kann man doch nicht von heute auf
morgen wieder umsetzen", betont der
Pfarrer. Und auch die Frage der Wehr-
gerechtigkeit müsse dann gestellt wer-
den. "War es nicht so, dass zu Zeiten der
Wehrpflicht viele gemusterte Jugendli-
che überhaupt nicht einberufen wurden,
weil die Bundeswehr sie nicht brauchte?"

Ein ganz anderes wichtiges Thema,
das nach Ansicht der EAK dabei über-
haupt nicht angesprochen werde, sei die
Frage nach der Kriegsdienstverweige-
rung und dem Zivildienst. "Ich finde es
schon merkwürdig, dass hier dauernd an
die Bundeswehr gedacht wird, wenn es
um die Wiedereinführung der Wehr-
pflicht geht. Aber was ist mit denen, die
aus Gewissensgründen den Dienst mit
der Waffe verweigern? Wo gibt es für
diese Menschen dann Zivildienststellen?
Wo Beratungsmöglichkeiten? Wurde
mit den Wohlfahrtsverbänden, mit den
Kirchen darüber gesprochen?", fragt
Detlev Besier. Dies alles zeige, dass hier
keine einfachen Antworten möglich
seien und eine Debatte über die Wehr-
pflicht sich nicht nur auf die Bundes-
wehr beschränken dürfe, so das EAK-
Vorstandsmitglied.
"Es bringt nichts, jetzt hier angesichts
von beklagenswerten rechtsextremen
Umtrieben in der Bundeswehr die Wie-
dereinführung der Wehrpflicht zu for-
dern", mahnt Detlev Besier. Rechtsex-
tremismus und Rechtspopulismus seien
ein trauriges Phänomen überall in der
Gesellschaft, das entschieden bekämpft
werden müsse. "Aber darum jetzt die
Wehrpflicht wieder ins Gespräch zu
bringen, das geht am Thema ziemlich
vorbei", so Besier.
DIETER JUNKER

Kontakt: Bundesgeschäftsstelle, Endenicher Straße 4,
53115 Bonn, Tel.: 0228 249 99-0, E-Mail:
office@eak-online.de, www.eak-online.de

® Friedensdekade

Neues Liederbuch mit 100 Liedern für
den Frieden

Das Motto der Oekumenischen Frie-
densdekade vom 8. -18. November
2020 lautet „Umkehr zum Frieden“. 

Anlässlich des 40-jährigen Bestehens
der FriedensDekade wurde  ein "Frie-
dens-Liederbuch" herausgegeben. 100
Friedenslieder für Kirchengemeinden,
Aktionsgruppen und Friedensinitiativen
finden sich in dieser Sammlung samt
Noten und Akkordsymbolen. Das Lie-
derbuch mit 140 Seiten im A5-Format
kann über www.friedensdekade.de (9,80
€) bestellt werden.

Kontakt: Oekumenische FriedensDekade e. V., Beller
Weg 6, 56290 Buch/Hunsrück, Tel.: 06762 2261, E-
Mail: kontakt@friedensdekade.de
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Flucht und Migration, weltweite Unge-
rechtigkeit, Spaltungen in unserem
Land, ...) geprägt. Mehr denn je gilt:
"Wir leben in unsicheren Zeiten" und
immer klarer zeigt sich, dass bisherige,
v.a. auf militärische Mittel gegründete
Ansätze in der Sicherheitspolitik nicht
zum Ziel führen. Die weltweiten
Zusammenhänge verlangen nach einer
zivilen Sicherheitspolitik, für die es Ver-
änderungen hin zu einer nachhaltigen
Entwicklung braucht.

Die Evangelische Landeskirche in
Baden hat 2018 ein Szenario "Sicherheit
neu denken" veröffentlicht, das Alterna-
tiven und hierfür notwendige Rich-
tungswechsel in zentralen Bereichen
aufzeigt.

Dies führt auf der Wintertagung 2020
des OeIeW vom 4. - 6. Dezember 2020
u.a. zu den Fragen: Welche Rolle spie-
len ökologische, soziale und wirtschaft-
lich gerechte Außenbeziehungen? Wel-
che politischen Spielräume existieren
jenseits des militärischen Sicherheitsden-
kens? Welche Wege gibt es, Konflikte
gewaltfrei zu bearbeiten? Wie erfolg-
reich sind gewaltfreie Interventionen?
Was hat das alles mit uns zu tun?

Am Freitagabend werden Gastrefe-
rent*innen aus unterschiedlichen Per-
spektiven in die verschiedenen Themen
einführen, die dann am Samstag in
Workshops vertieft werden.
Ralf Becker ist Mitinitiator und Projekt-
koordinator für das Szenario "Sicherheit
neu denken”. Anhand von Beispielen
aus dem globalen Süden werden die bei-
den EIRENE-Mitarbeiterinnen Augusta
Muhimpundu und Kathleen Roth
"Gewaltfreiheit in der Praxis" vorstellen.

Die Referent*innen zeigen auf, wie
eine zivile Sicherheitspolitik in Zukunft
aussehen kann. 

Kontakt: Oekumenische Initiative Eine Welt e.V. -
Erd-Charta Koordination, Mittelstr. 4, 34474 Diemel-
stadt-Wethen, Tel.: 05694/14 17 E-Mail:
info@oeiew.dewww.oeiew.de - www.erdcharta.de;
Anmeldung bis spätestens 15. November 2020 

® Evangelische Arbeitsgemein-
schaft für KDV und Frieden

Bei Debatte um Wehrpflicht nicht nur
Bundeswehr im Blick haben

Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft
für KDV und Frieden (EAK) hat vor
einer übereilten Debatte um die Wieder-
einführung der Wehrpflicht gewarnt.
Entsprechende Forderungen nach einer
Wehr- oder Dienstpflicht waren kürzlich
von der neuen Wehrbeauftragten, dem
Reservistenverband und auch dem
evang. Militärbischof geäußert worden.

"Hier etwas über das Knie zu brechen,
ist viel zu kurz gedacht", warnt Detlev
Besier, EAK-Vorstandsmitglied und
Friedensbeauftragter der Evangelischen
Kirche der Pfalz. Die jetzige Struktur

® Ohne Rüstung leben

Neuer EU-Finanzrahmen mit Licht und
Schatten: "Europa als Friedensprojekt
stark machen"

Die Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union haben sowohl den
Mehrjährigen Finanzrahmen für die
Jahre 2021 bis 2027 als auch ein Corona-
Hilfspaket in Höhe von 750 Milliarden
Euro auf den Weg gebracht. Das ist ein
Zeichen innereuropäischer Solidarität in
der Krise. Doch aus friedenspolitischer
Sicht sind die Pläne nicht nur positiv.

Vor der Europawahl 2019 hatten
Ohne Rüstung Leben, das forumZFD
und weitere mehr als 100 Organisatio-
nen aus verschiedenen Staaten den Auf-
ruf "Rettet das Friedensprojekt Europa"
verbreitet. Darin forderten wir unter
anderem mehr Geld für gewaltfreie
Konfliktbearbeitung und sprachen uns
gegen den EU-Verteidigungsfonds aus.
23.191 Unterschriften für ein Europa
des Friedens und der Menschenrechte
übergaben wir im Herbst letzten Jahres
an die Vizepräsidentin des EU-Parla-
mentes, Katarina Barley. 

Weniger Mittel als geplant im Vertei-
digungsfonds

Im nun vorgelegten Mehrjährigen
Finanzrahmen wurden die Budgets für
Sicherheit und Verteidigung sowie
Migrationskontrolle gegenüber den
Vorschlägen der EU-Kommission tat-
sächlich deutlich reduziert. Der Vertei-
digungsfonds, ein Subventionspro-
gramm für die europäische Rüstungsin-
dustrie, soll statt 13 nur 7 Milliarden
Euro umfassen. Für die neue außerbud-
getäre "Friedensfazilität", die militärische
Ausbildung und Ausrüstung in Dritt-
staaten sowie Militäreinsätze finanzieren
soll, sind statt 10,5 nur noch 5 Milliar-
den Euro vorgesehen. 

Der Bereich der Rüstungs- und Mili-
tärfinanzierung, den ORL in den ver-
gangenen Monaten immer wieder deut-
lich kritisiert hatten, erhält also weniger
Mittel. Das ist eindeutig zu begrüßen.
Es kann aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die Politik der Europäischen
Union sich weiter militarisiert - wenn
auch vorerst mit angelegter Handbrem-
se. 

Kontakt: Ohne Rüstung leben, Arndtstr. 31, 70197
Stuttgart, Tel.: 0711 608396, E-Mail orl@]gaia.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Oekumenisches Büro Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0
Fax: 0 30 / 4 20 82 02-10

Bremen
Fachstelle „Oekumene und Weltverant -
wortung“ im forum Kirche
Holler Allee 75, D-28209 Bremen
Tel.: 04 21 / 3 46 15-36
Fax: 04 21 / 3 46 15-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona
Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg
Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
Dieter Lomb, Baunsbergstr. 7
D-34131 Kassel
dieter.lomb@ekkw.de

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer
Masurenstr. 9b
D-31832 Springe

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess
Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer
Tel.: 0 62 32/6715-0
Fax: 0 62 32/6715-67
info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  51063 Köln,
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91 / 53 46-4 93
Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7
D-01067 Dresden
Tel.: 03 51/4 92 33 68
oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31 / 54 09-72
Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73 /176 88 35
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12
D-74348 Lauffen am Neckar
Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Str. 23
D-12557 Berlin, Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
koek_trep_koep@gmx.de
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Einladung 

zur Förderung der
Stiftung Oekumene

Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige Projekte

Stiftung Oekumene

Konto bei der Evangelischen Bank
IBAN DE38 5206 0410 0000 4141 90

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür wird die Adresse
benötigt.

Möchten Sie die Zeitschrift

regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene, 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de
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